Anlage 2 zur GRDrs 861/ 2013
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2014
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),

Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	500.0602
50305010

	Sozialamt
	A 8
	Sachbearbeiter(in)
	1,00
	-
	hh-neutral
(64.100 €)


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung einer Planstelle beim Sozialamt, Abteilung Wohngeld, Sozialversicherung, Aussiedler und Lastenausgleich; Sachgebiet Versicherungsamt. 
2
Schaffungskriterien

Die Schaffung der beantragten Stelle ist zur Erfüllung neuer zwingender gesetzlicher Vorschriften sowie wegen erheblicher Arbeitsvermehrung, die durch andere Maßnahmen nicht mehr aufgefangen werden kann, erforderlich. 
Durch die Schaffung kann mittelfristig erheblicher Zusatzaufwand bei der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung vermieden werden. 
Im Ausgleich für die Stellenschaffung wird beim Sozialamt zum Stellenplan 2014 die Planstelle 500 0602 065, EG 8 - aufgrund Fallzahlenrückgangs im Wohngeld - gestrichen. 

3
Bedarf

3.1
Anlass
Nach § 121 des Elften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XI) handelt u. a. derjenige ordnungswidrig, der seiner gesetzlichen Verpflichtung zum Abschluss und der Aufrechterhaltung eines privaten Pflegeversicherungsvertrages nicht nachkommt oder mit der Entrichtung von sechs Monatsprämien zur privaten Pflegeversicherung in Verzug gerät. Die Durchführung dieser Bußgeldverfahren wurde im Rahmen des Verwaltungsreformgesetzes zum 01.01.2005 von den Versorgungsämtern des Landes auf die unteren Verwaltungsbehörden übertragen. Innerhalb der Stadtverwaltung wurde diese neue Aufgabe, bei der es sich um keine sozialversicherungsrechtliche Angelegenheit handelt, ohne Stellenanteile der Abteilung Wohngeld, Sozialversicherung, Aussiedler und Lastenausgelich (50-3) zugewiesen. 
Die Zahl der Bußgeldverfahren stieg von zunächst ca. 200 - 300 jährlich (bis 2008), auf 602 im Jahr 2009 und 1.179 im Jahr 2010. Im Jahr 2011 wurde bislang ein Spitzenwert von 1.624 Anzeigen erreicht. Mit 1.408 Meldungen im Jahr 2012 halten sich die Bußgeldverfahren weiterhin auf sehr hohem Niveau.
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Das Sozialamt hat zunächst eine Rentensachbearbeiterin zu 50% für die neue Aufgabe eingesetzt, mit der Folge, dass in einer Innenstadtdienststelle der Rentenservice nur noch sehr eingeschränkt geleistet werden konnte. Aufgrund des außerordentlich starken Anstiegs der Fallzahlen seit 2009 wurden eine zweite und eine dritte Rentensachbearbeiterin zu je 50% zusätzlich vorübergehend mit dieser Aufgabe betraut, mit der Folge, dass eine zweite Innenstadtdienststelle ebenfalls eingeschränkt personell besetzt ist. Darüber hinaus werden Leitungsanteile aus den Sachgebieten Wohngeld und Versicherungsamt zur Aufgabenwahrnehmung eingesetzt.
Diese Einschränkungen des Bürgerservice Soziale Leistungen führen zu erheblichen Unmutsäußerungen von Rentenantragstellern. 
Zur Aufwandsminimierung wird seit Jahren das Opportunitätsprinzip bis hart an seine Grenzen ausgeschöpft. Alle Bußgeldverfahren, bei denen sich rechtlicherseits irgendein Ansatz hierzu bietet, werden nach Anhörung eingestellt. 

3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffung

Bei der Durchführung der Ordnungswidrigkeitenverfahren nach § 121 SGB XI handelt es sich um eine gesetzliche Pflichtaufgabe. Diese kann nur mit der Bereitstellung erforderlicher Stellenkapazitäten sachgerecht erledigt werden. 

4
Stellenvermerk

-
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